
A 14A 14A 14A 14  
Gemeinsamer geänderter Antrag des Landesvorstandes und der Gemeinsamer geänderter Antrag des Landesvorstandes und der Gemeinsamer geänderter Antrag des Landesvorstandes und der Gemeinsamer geänderter Antrag des Landesvorstandes und der AntragstellerInnen AntragstellerInnen AntragstellerInnen AntragstellerInnen Diether 
Dehm (KV Hannover), Oliver Klauke (KV Hannover), Johannes Drücker (KV Hannover), Pia Zimmermann 
(KV Wolfsburg), Jutta Krellmann (KV Hameln), Amira Mohamed Ali (KV Oldenburg), Victor Perli (KV 
Wolfenbüttel), Sinan Özen (Landessprecher Solid/ KV Göttingen), Daphne Weber (KV Hildesheim) 
 
 

Mit dem aktuellen Gesetzentwurf „NPOG – Niedersächsisches Polizei- und Ordnungsbehördengesetz“ 
will die rot-schwarze Landesregierung in Niedersachsen polizeiliche Befugnisse massiv ausbauen und 
demokratische Freiheits- und Grundrechte beschneiden. So soll es das Gesetz künftig u.a. 
ermöglichen, dass Bürgerinnen und Bürger ohne bewiesene Straftat einfach auf Verdacht 5 

festgenommen und bis 74 Tage eingesperrt werden können. Allein das stellt einen schweren Angriff 
auf Bürger- und Menschenrechte dar und ist verfassungsrechtlich höchst bedenklich. Anders als 
bisher soll die Polizei in Zukunft schon dann Menschen überwachen, verfolgen und festnehmen 
dürfen, wenn ihnen unterstellt wird, über Straftaten nachzudenken, ohne sie tatsächlich auszuführen. 
Das ist eine ganz grundsätzliche Änderung der Rolle der Polizei in unserer Gesellschaft und bedeutet 10 

de facto die Aufhebung der strikten Trennung von polizeilicher und nachrichtendienstlicher Tätigkeit. 

Schlagwörter wie allgemeiner Terrorverdacht, Videoüberwachung, Vorratsdatenspeicherung, 
Lauschangriff, genetischer Fingerabdruck, elektronische Fußfessel und verdachtsunabhängige 
Kontrolle prägen die Debatte um die „Innere Sicherheit“. Dabei ist es aber nicht Aufgabe der 
Innenpolitik, die Menschen zu bespitzeln und jeden Menschen unter Verdacht zu stellen. Es ist vor 15 

allem Aufgabe der Politik, die Bürgerinnen und Bürger zu schützen, auch und vor allem vor staatlichen 
Übergriffen. 

Erst kürzlich ließen Rechtsexpert_innen und Datenschützer_innen bei der Anhörung zum „NPOG – 

Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehördengesetz“ kein gutes Haar an dem Gesetzesvorhaben. 

Besonders die Kritik der Landesbeauftragten für Datenschutz, Barbara Thiel, fiel in der Anhörung des 20 

Innenausschusses zum Entwurf des neuen Polizeigesetzes vernichtend aus. Davon jedoch offenbar 

völlig unbeeindruckt will die niedersächsische Landesregierung an ihrem Vorhaben festhalten und 

noch in diesem Jahr eines der schärfsten Polizeigesetze nach dem der Bayern durch den Landtag 

peitschen.  

Statt Niedersachsen in einen Polizei- und Überwachungsstaat zu entwickeln, sollte die 25 

Landesregierung sich lieber um die tatsächlichen Probleme unseres Landes kümmern - Armut, 
Wohnungsnot, Pflegenotstand, Lehrermangel und fehlende Kita-Plätze. 

Als Landesvorstand DIE LINKE. Niedersachsen lehnen daher wir die Ausweitung von Als Landesvorstand DIE LINKE. Niedersachsen lehnen daher wir die Ausweitung von Als Landesvorstand DIE LINKE. Niedersachsen lehnen daher wir die Ausweitung von Als Landesvorstand DIE LINKE. Niedersachsen lehnen daher wir die Ausweitung von 

Videoüberwachung, die Verschmelzung von Polizei und Geheimdiensten, OnlineVideoüberwachung, die Verschmelzung von Polizei und Geheimdiensten, OnlineVideoüberwachung, die Verschmelzung von Polizei und Geheimdiensten, OnlineVideoüberwachung, die Verschmelzung von Polizei und Geheimdiensten, Online----

Durchsuchungen und Niedersachsentrojaner, die Ausweitung der Durchsuchungen und Niedersachsentrojaner, die Ausweitung der Durchsuchungen und Niedersachsentrojaner, die Ausweitung der Durchsuchungen und Niedersachsentrojaner, die Ausweitung der 30 

TTTTelekommunikationsüberwachung und 74 Tage Präventivhaft entschieden ab! Dieses elekommunikationsüberwachung und 74 Tage Präventivhaft entschieden ab! Dieses elekommunikationsüberwachung und 74 Tage Präventivhaft entschieden ab! Dieses elekommunikationsüberwachung und 74 Tage Präventivhaft entschieden ab! Dieses 

Polizeigesetz muss verhindert werden! Polizeigesetz muss verhindert werden! Polizeigesetz muss verhindert werden! Polizeigesetz muss verhindert werden!     

Deshalb unterstützen wir das Deshalb unterstützen wir das Deshalb unterstützen wir das Deshalb unterstützen wir das #noNPOG#noNPOG#noNPOG#noNPOG----Bündnis (Bündnis (Bündnis (Bündnis (https://nonpog.de/https://nonpog.de/https://nonpog.de/https://nonpog.de/) und rufen unsere ) und rufen unsere ) und rufen unsere ) und rufen unsere 
Mitglieder auf, sich an den geplanten Demonstrationen und Aktionen zu beteiligenMitglieder auf, sich an den geplanten Demonstrationen und Aktionen zu beteiligenMitglieder auf, sich an den geplanten Demonstrationen und Aktionen zu beteiligenMitglieder auf, sich an den geplanten Demonstrationen und Aktionen zu beteiligen.  



Zur Information der ursprüngliche AntragZur Information der ursprüngliche AntragZur Information der ursprüngliche AntragZur Information der ursprüngliche Antrag    
    
Antragsteller*innen: Antragsteller*innen: Antragsteller*innen: Antragsteller*innen:     
Diether Dehm (KV Hannover), Oliver Klauke (KV Hannover), Johannes Drücker (KV Hannover), Pia 
Zimmermann (KV Wolfsburg), Jutta Krellmann (KV Hameln), Amira Mohamed Ali (KV Oldenburg), Victor 
Perli (KV Wolfenbüttel),  
 
Der Oldenburger Landesparteitag der Linken Niedersachsen solidarisiert sich entschieden mit den 
Protesten und dem Widerstand gegen das Neue Polizei- und Ordnungsbehördengesetz und sendet 
solidarische Grüße an die Großdemo heute in Hannover: Nein zum Niedersächsischen Polizeigesetz 
#noNPOG – Keine Seehoferisierung der niedersächsischen Polizeigesetze!  
 
Begründung:Begründung:Begründung:Begründung:    
 
Die niedersächsische Landesregierung aus CDU und SPD will in einem aktuellen Gesetzentwurf 
massive Ausweitungen der polizeilichen Befugnisse auf Kosten demokratischer Freiheits- und 
Grundrechte vornehmen. Der Gesetzentwurf orientiert sich stark am neuen bayerischen 
Polizeiaufgabengesetz, das die CSU in Bayern gerade gegen massive Proteste der Bevölkerung 
durchgedrückt hat. Auch in anderen Bundesländern stehen ähnliche Verschärfungen ins Haus. Die 
Befugnisse der Polizei Menschen zu überwachen, zu verfolgen und einzusperren werden massiv 
ausgeweitet. Dabei kann der Richtervorbehalt ganz leicht ausgehebelt werden, da die Polizei bei 
„Gefahr im Verzug“ eigenmächtig über Überwachungsmaßnahmen entscheiden kann. Ein klarer Angriff 
auf unsere Grundrechte! Nicht nur bei der Telefon- und Internetüberwachung geschieht eine 
Verwischung geheimdienstlicher und polizeilicher Aufgaben, die die Gewaltenteilung in Frage stellt. 
Dabei ist sie Grundsatz unserer verfassungsmäßigen Rechtsstaatlichkeit! Die niedersächsische 
Datenschutzbeauftragte bescheinigt dem Gesetz in weiten Teilen Verfassungswidrigkeit und kritisiert, 
dass „Freiheitsrechte bis zur Unkenntlichkeit beschnitten“ werden. 
 
Wir fordern CDU und SPD in Niedersachsen zur sofortigen Rücknahme auf und rufen alle Bürgerinnen 
und Bürger auf, die demokratischen Grundlagen unserer Gesellschaft zu verteidigen und sich an den 
Protesten zu beteiligen! Die neuen Polizeigesetze werden als "Antiterrormaßnahme" legitimiert, dabei 
werden aber die Grundrechte aller Menschen in Frage gestellt! Die LINKE. tritt ein für einen sofortigen 
Paradigmenwechsel gesellschaftlicher Sicherheitspolitik: Soziale Gerechtigkeit und Investitionen in 
unsere sozialen Sicherungssysteme sind der Schlüssel, nicht deren immer weiterer Abbau, bei 
gleichzeitiger äußerer und innerer Aufrüstung. #noNPOG! 
 


